
haben Sie das „Kanzlerduell“ ge-
sehen, das auf allen Kanälen zum
höhepunkt des Wahlkampfs er-

klärt wurde? Stefan raab fragte Peer
Steinbrück dort immer wieder, ob die
Kanzlerin ihren Amtseid verletze, weil
sie zu wenig gegen die Abhörangriffe der
NSA unternehme. Versäumte sie es, Scha-
den vom deutschen Volk abzuwenden?
Steinbrücks Antwort blieb merkwürdig
schwammig: „Frau Merkel hat ihren
Amtseid wahrzunehmen.“ es war richtig,
die Frage zu stellen, sie streift die Ober-
fläche eines grundsätzlichen Problems:
des rechtsbruchs unserer eigenen regie-
rungen. Unsere Freiheit wird im Namen
der Sicherheit geopfert. Aber wir leben
in einer Demokratie, wir können das än-
dern. Die Frage ist, ob wir das wollen.

In der Nacht zum 2. Mai 2011 erschos-
sen amerikanische Soldaten den terroris-
ten Osama Bin Laden. Den Befehl dazu
gab der Präsident der Vereinigten Staaten.
Als der tod des terroristen verkündet
wurde, brach in Amerika Jubel aus, in
New York tanzten Menschen auf der Stra-
ße. Barack Obama verkündete stolz:
„Der gerechtigkeit ist genüge getan.“
Kurz darauf sagte die deutsche Bundes-
kanzlerin: „Ich freue mich darüber, dass
es gelungen ist, Bin Laden zu töten.“ Und
damit wir uns nicht über Merkels Freude
wundern, erklärte Volker Kauder, die
Kanzlerin habe sich natürlich ganz christ-
lich gefreut: „Als christ gibt es für mich
das Böse in der Welt. Osama war böse.
Und man darf sich als christ freuen,
wenn es weniger Böses auf der Welt gibt.“

Aber vielleicht ist es doch nicht so
leicht. Darf ein einzelner Mann oder eine
regierung wirklich als Ankläger, Vertei-
diger und richter in einer Person ent-
scheiden, wer lebt und wer stirbt? es gab
eine Fülle von rechtfertigungsversuchen,
aber die meisten Völkerrechtler verwar-
fen sie. Und wenn wir genau hinsehen,
sind all die gesetze und völkerrechtlichen
regelungen, die wir gegen unser Bedürf-
nis nach rache errichtet haben, Ausdruck
für etwas anderes, etwas, was hinter ih-
nen steht und was größer ist als sie.

Am 5. Juli 1884 geriet die „Mignonette“,
ein kleiner englischer Frachter, in einen
Sturm. Das Schiff wurde auf das offene

Meer abgetrieben. etwa 1600 Meilen vor
dem Kap der guten hoffnung kenterte es
und sank. Die Mannschaft bestand aus vier
Personen: dem Kapitän, zwei kräftigen Ma-
trosen und einem 17-jährigen mageren
Schiffsjungen. Sie konnten sich auf ein Bei-
boot retten. Als das Meer sich  beruhigt hat-
te, überprüften sie ihre Vorräte. es sah
schlecht aus: An Bord waren lediglich zwei
Dosen mit rüben. Sie überlebten damit
drei tage. Am vierten tag fingen sie eine
kleine Schildkröte, sie aßen davon bis zum
zwölften tag. Wasser gab es nicht, nur
manchmal konnten sie ein paar tropfen
regen mit ihren Jacken auffangen. Am 18.
tag nach dem Sturm – inzwischen hatten
sie sieben tage lang nichts gegessen und
fünf tage lang nichts getrunken – schlug
der Kapitän vor, einen aus ihrem Kreis zu
töten, um die anderen zu retten. Drei tage
später hatte der Kapitän die Idee, Lose zu
ziehen – wer verliere, solle getötet werden.

Aber dann fiel ihnen ein, dass sie selbst
Familien hatten, der Junge aber nur ein
Waisenkind sei. Sie verwarfen die Idee mit
den Losen wieder. Der Kapitän war der
Ansicht, dass es besser sei, einfach nur den
Jungen zu töten. Am nächsten Morgen –
noch immer war keine rettung in Sicht –
ging der Kapitän zu dem Jungen. er lag
halb verrückt vor Durst in einer ecke des
Bootes, er hatte Meerwasser getrunken,
sein Körper war dehydriert. es war klar,
dass er in den nächsten Stunden sterben
würde. Der Kapitän sagte zu ihm, seine
Zeit sei gekommen. Dann stach er ein Mes-
ser in seinen hals.

In den folgenden tagen aßen die See-
leute teile des Körpers des Jungen und
tranken sein Blut. Am zweiten tag nach
der tat entdeckten Passagiere eines vor-
beifahrenden Schiffes das Boot. Die drei
überlebenden wurden gerettet und nach
england gebracht. Jede Zeitung des Landes
und fast jede europas brachte die geschich-

te. es gab Zeichnungen der furchtbaren
ereignisse auf den titel seiten, alle einzel-
heiten wurde vor dem Publikum ausgebrei-
tet. Die Stimmung in der Bevölkerung war
für die Seeleute, sie hätten schon genug
durch gemacht. Die Staatsanwaltschaft ließ
sie trotzdem verhaften und stellte sie vor
gericht. einer der beiden Matrosen hatte
sich als Zeuge zur Verfügung gestellt, er
selbst wurde nicht angeklagt. Der Fall ging
unter dem Namen „Die Königin gegen
Dudley und Stephens“, das waren die Na-
men der beiden Seeleute, in die rechts -
geschichte ein. Die einzige Frage des Pro-
zesses lautete: Durften die Seeleute den
Schiffsjungen töten, um ihr eigenes Leben
zu retten? Drei Leben gegen eines. Das
gericht sollte darüber urteilen, ob eine sol-
che rechnung erlaubt ist.

Ich vermute, die meisten Menschen hät-
ten bei einem Freispruch ein schlechtes
gefühl. Aber denken Sie einfach an ande-
re Zahlen. Was wäre, wenn durch den tod
des Jungen nicht 3 Seeleute überlebt hät-
ten, sondern 300? Ändert sich etwas, wenn
es 30000 oder 300000 wären? Ist es tat-
sächlich eine Frage der Zahl? Das ist kein
theoretisches, sondern ein sehr aktuelles
Problem: Stellen Sie sich vor, auf dem
Flughafen Köln/Bonn ist eine Maschine
gestartet. ein Mann verschafft sich Zugang
zum cockpit, er tötet Pilot und co-Pilot.
Der Mann erklärt über Funk, er fliege die
vollgetankte Maschine nach Berlin und
lasse sie auf den Potsdamer Platz abstür-
zen. Vier Abfangjäger der Bundeswehr
sind aufgestiegen. Sie fliegen dicht neben
der entführten Maschine. Die Bundeskanz-
lerin ist evakuiert worden. Lässt die
Bundes regierung die Maschine abschießen,
rettet sie tausende unschuldige Menschen.
Sie hat sich die Passagierliste geben lassen.
164 reisende, geschäftsleute auf dem Weg
nach Berlin, zwei schwangere Frauen,
sechs Kinder, ein hund. Die regierung
muss entscheiden: Was sind 164 gegen tau-
sende? Und wenn das Flugzeug abstürzt,
würden den reisenden doch sowieso nur
wenige Minuten bis zum sicheren tod blei-
ben. Was würden Sie selbst tun?

Unser grundgesetz beginnt mit dem
Satz: „Die Würde des Menschen ist un-
antastbar.“ Das ist natürlich falsch, denn
die Würde wird dauernd angetastet. es
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Die Würde ist antastbar
Warum der terrorismus über die Demokratie entscheidet

Von Ferdinand von Schirach

Darf ein einzelner Mensch
als Ankläger, Verteidiger und

Richter entscheiden,
wer lebt und wer stirbt?
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Unsere Freiheit wird im Namen der Sicherheit geopfert. Aber wir leben in
einer Demokratie, wir können das ändern, wenn wir wollen.
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soll heißen, dass die Würde nicht ange-
tastet werden darf. Der Satz steht nicht
zufällig am Anfang unserer Verfassung.
er ist ihre wichtigste Aussage. Dieser ers-
te Artikel besitzt eine „ewigkeitsgaran-
tie“, das heißt, er kann nicht geändert
werden, solange das grundgesetz gilt.
Aber was ist diese Würde, von der auch
die Politiker gern reden, eigentlich? Das
Bundesverfassungsgericht sagt, Würde be-
deute, ein Mensch dürfe niemals zum blo-
ßen Objekt staatlichen handelns gemacht
werden. Aber was soll das sein: „ein blo-
ßes Objekt staatlichen handelns“?

Die Idee geht auf Kant zurück. Der
Mensch, sagte Kant, könne sich
seine eigenen moralischen geset-

ze geben und nach ihnen handeln, das
unterscheide ihn von allen anderen We-
sen. er erkenne die Welt, er könne über
sich selbst nachdenken. Deshalb sei er
Subjekt und nicht, wie ein tier oder ein
Stein, bloßes Objekt. Kant nennt ihn, den
vernünftigen Menschen, „Person“, dem
allein Würde zukomme.

Schopenhauer warf Kant vor, er habe
den Begriff nicht hinreichend bestimmt.
ganz unrecht hat er damit wohl nicht:
Weshalb ein Wesen, das sich seiner selbst
bewusst ist, „Person“ sein soll und alle an-
deren Lebewesen nicht, erklärt Kant nicht.
Ich glaube, er brauchte keine weitere Be-
gründung. Denn ob wir es wollen oder
nicht: Unser gesamtes Denken ist tief und
in jedem Bereich vom christentum beein-
flusst. Dabei ist es ganz gleichgültig, ob
wir an einen gott glauben oder nicht. Das
Neue dieser religion war ja nicht die er-
schaffung eines neuen gottes. Das Neue
war die kompromisslose Achtung des Mit-
menschen. Unsere Philosophie, unsere
Kunst, unsere Kultur sind ohne diese Ach-
tung nicht vorstellbar. Die Achtung vor
dem anderen Menschen bedeutet nichts
anderes, als ihn zum Subjekt zu machen.
Die Verfassung geht daher auch weiter,
als Kant das tat: Bei Kant können nur ver-
nünftige Menschen Personen sein – ein
Kind oder ein geistig Behinderter fällt
nicht darunter. Der Verfassung reicht es
hingegen, wenn der Mensch ein Mensch
ist. Schon dadurch ist er Subjekt und be-
sitzt Würde. Wenn nun über einen Men-
schen bestimmt wird, ohne dass er darauf
einfluss nehmen kann, wenn also über
seinen Kopf hinweg entschieden wird,
wird er zum Objekt. Und damit ist klar:
Der Staat kann ein Leben niemals gegen
ein anderes Leben aufwiegen.  Keiner
kann wertvoller sein als ein  anderer, eben
weil Menschen keine gegenstände sind.
Und das gilt auch für große Zahlen.

Ist das nur eine Idee der Professoren und
der Philosophen? eine Forderung der Ver-
fassungsrichter, die weit weg von den An-
strengungen unseres normalen Lebens ent-
scheiden? Nein, im gegenteil: Stellen Sie
sich nur einmal vor, was passieren würde,

wenn wir ein Leben gegen ein anderes auf-
rechnen dürften: Drei Patienten sind ster-
benskrank. Dem einen fehlt eine Niere, das
herz des zweiten bleibt gleich stehen, der
dritte hat so viel Blut verloren, dass auch
er sterben wird. ein völlig gesunder Mann,
nur mit Schnupfen, sitzt im Wartezimmer
und liest Zeitung. Wenn wir Leben gegen
Leben rechnen, muss der Arzt den gesun-
den ausnehmen, um die anderen drei zu
retten. eins zu drei eben. In einer solchen
Welt wäre es noch gefährlicher, zum Arzt
zu gehen, als es ohnehin schon ist.

„Im echten Leben“, im Fall des Flug-
zeugentführers, zweifeln wir trotzdem, ob
die Wertung der Verfassung richtig ist.
Wenn es gar nicht anders geht, dürfen und
müssen wir den Mann töten, der kurz da-
vor ist, eine Bombe zu zünden. Niemand,
der vernünftig ist, kann das bestreiten.
Aber wir dürfen niemals einen Unschuldi-
gen für unser eigenes überleben opfern,
wir können Leben nicht gegen Leben ab-
wägen – auch wenn das andere Leben
„nur“ ein magerer, halbtoter Schiffsjunge
ist oder wenn es „nur“ 164 reisende in
 einem Flugzeug sind. Der richter in dem
Fall „Die Königin gegen Dudley und Ste-

phens“ brachte es auf den Punkt:  „Wie
schrecklich die Versuchung war, wie
schrecklich das Leiden (der Seeleute) …
Aber wie soll der Wert von Leben vergli-
chen werden?“ Dann heißt es weiter: „Soll
es Kraft sein oder Intellekt oder etwas an-
deres? … In dem Fall wurde das schwächs-
te, das jüngste, das widerstandsloseste
 Leben  gewählt. War es richtiger, ihn zu
töten, als einen der erwachsenen Männer?
Die  Antwort muss lauten: ‚Nein.‘“

Die regierungen haben längst damit
begonnen, diese grundsätze in Frage zu
stellen. Mit immer komplizierteren Kon-
struktionen wird heute versucht, diese
vollkommen klare entscheidung für die
gleichwertigkeit der Menschen zu umge-
hen. es gibt zahlreiche Beispiele: Barack
Obama erklärte kurz nach seinem Amts-
antritt, die USA würden den Kampf gegen
gewalt und terrorismus weiter verfolgen,
aber auf eine Weise, „die unsere Werte
und unsere Ideale achtet“. er sagte, er
werde das Lager in guantanamo schlie-
ßen, und bekam den Friedensnobelpreis.
endlich schien Amerika – dieses im letz-
ten Jahrhundert so strahlende Land, der
Bürge der Welt für Freiheit, Fairness und
Anständigkeit – sich wieder auf seine Idea-
le zu besinnen. es war ein glücklicher Mo-
ment. Die erklärung des Präsidenten ist
nun vier Jahre her. Seitdem werden in

guantanamo weiter rechtlose Menschen
festgehalten, erniedrigt und gequält. 

Auch in der Bundesrepublik gibt es seit
Jahren eine solche Bewegung. Der
rechtswissenschaftler günther Jakobs
 unterschied in einem Aufsatz 1985 zum
ersten Mal zwischen Feindstrafrecht
und Bürgerstrafrecht. er berief sich dabei
auf die Vertragstheorie von thomas
 hobbes: ein Mensch, der die gesellschaft
verlasse, begebe sich in einen gesetzlosen
Naturzustand und werde zum Feind. Und
als Feind müsse er bekämpft werden. ter-
roristen, die den Staat und die Verfassung
selbst  angreifen, sind danach vogelfrei,
sie werden zu rechtlosen. Nach dieser
theorie dürfen sie gefoltert oder getötet
werden, wenn sie unsere gesellschaft zer-
stören wollen – ein Lager wie in guanta-
namo wäre auch in Deutschland legal.
Das ist nicht bloß eine abstrakte Diskus-
sion – sie wird erbittert geführt, und es
gibt ernsthafte Leute, die einem sol -
chen Feindstrafrecht zugeneigt sind. Nach
dem 11. September 2001 fragte Jakobs,
ob die Bindungen, die sich der rechts-
staat gegenüber seinen Bürgern auferlegt,
gegenüber terroristen nicht vielleicht
„schlechthin unangemessen“ seien.

Während aber Jakobs nur terroristen
und Mafia-Mitglieder nach  Feindstraf-
recht bekämpfen wollte, wurde bei dem
Fall Magnus gäfgen diskutiert, ob beson-
ders  abscheuliche Verbrechen nicht auch
durch Folter aufgeklärt werden dürfen –
zumindest, wenn ein anderes Leben
 dadurch vielleicht gerettet werden kann.
Das Wort von der rettungsfolter machte
die runde. Bei gäfgen handelte es sich
weder um einen terroristen noch um
 einen Mafioso. Viele waren und sind den-
noch sofort bereit, ihm die Menschenwür-
de abzusprechen. Sogar der damalige Vor-
sitzende des Deutschen richterbundes
hielt Folter nicht für ausgeschlossen, und
es gab Professoren, die dem zustimmten.

Vielleicht glauben Sie ja, in diesem
Land wären zumindest die bürger-
lichen Politiker zu vernünftig, um

grundrechte wegen einer terroristischen
gefahr tatsächlich zu beschneiden. Das
gegenteil ist der Fall: erst 2007 stimmten
cDU, cSU und SPD für die Vorratsdaten -
speicherung. Jeder Bürger konnte damit
überwacht werden. Das gesetz folgte auf
die Anschläge in Madrid und London,
nur so sei der Kampf gegen den terror
zu  gewinnen. Später stellte das Bundes -
kriminalamt fest, dass sich die Aufklä-
rung durch die Vorratsdatenspeicherung
im besten Fall um 0,006 Prozentpunkte
 erhöhen würde. So wenig reichte also
aus, um unsere grundrechte zu verlet-
zen. es ist unwahrscheinlich, dass die
Zahlen bei der NSA wesentlich höher
sind. Das  Bundesverfassungsgericht hob
das gesetz wieder auf. Und die Politiker?
Sie traten nicht zurück, sie entschuldig-
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Auch nach dem Friedens -
nobelpreis für Obama 

werden in Guantanamo Men-
schen gefangen gehalten.



ten sich nicht, sie schämten sich noch
nicht einmal. 

Die Anhänger des Feindstrafrechts, der
Polizist, der Folter androht, Barack Obama
mit seinem tötungsbefehl und Angela Mer-
kel in ihrer Freude – sie alle irren sich. Mit
den rechten des Menschen ist es nämlich
in Wirklichkeit wie mit der Freundschaft.
Sie taugt nichts, wenn sie sich nicht auch
und gerade in den dunklen, in den schwie-
rigen tagen bewährt. Unser Konsens, dass
unsere regierungen niemals bewusst einen
rechtsbruch begehen dürfen, die grund -
lage unserer Verfassungen also, wird jetzt
dauernd verletzt: Kriegsdrohnen töten Zi-
vilisten, terroristen werden gefoltert und
rechtlos gestellt, unsere e-Mails und SMS
werden von den geheimdiensten gelesen,
weil wir unter generalverdacht stehen. Das
alles geht zwar nicht von unserer regierung

aus, und das recht verlangt von niemanden
etwas, was er nicht leisten kann. Natürlich
kann die Kanzlerin guantanamo nicht auf-
lösen oder die NSA abschaffen – ihren eid
hat sie also nicht gebrochen. Aber das allein
reicht nicht, die Aufgabe der regierung
geht viel weiter. Wenn Politiker nicht mehr
alles tun, um die Verfassung zu schützen,
wenn sie den fremden rechtsbruch mittra-
gen und wenn er manchmal sogar Freude
in ihnen auslöst, stellt das uns selbst in Fra-
ge. Die westliche Welt, ihre Freiheit und
ihr Selbstverständnis, wird nicht an Auto-
bahnmaut, Steuererhöhung oder Pflegever-
sicherung entschieden – sie entscheidet sich
am Umgang mit dem recht. 

Der alte englische richter verurteilte die
Seeleute wegen Mordes zum tode, emp-
fahl aber ihre Begnadigung. Nach sechs
Monaten wurden sie von der Krone wieder

auf freien Fuß gesetzt. In der Urteilsbe-
gründung stehen die großartigen Sätze, an
die wir uns heute – 130 Jahre später – noch
halten sollten: „Wir werden häufig dazu
gezwungen, Standards aufzustellen, die
wir selbst nicht erreichen, und regeln fest-
zulegen, die wir nicht selbst befriedigen
können … es ist nicht notwendig, auf die
schreckliche gefahr hinzuweisen, die es
bedeutet, diese grundsätze aufzugeben.“

Schirach, 1964 in München geboren, ist
Strafverteidiger und Schriftsteller. Gerade
ist sein neuer Roman „Tabu“ im Piper Ver-
lag erschienen.

Riccardo Vecchio, 1970 in Mailand geboren,
ist Künstler und lebt in New York. Zuletzt
hat er im SPIEGEL Botho Strauß’ Essay
„Der Plurimi-Faktor“ (31/2013) illustriert.
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Schiffbrüchige töteten im Jahr 1884 einen Schiffsjungen, 

um zu überleben. Ein berühmter Fall. Sie wurden verurteilt. Zu Recht.  


